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Betr.: Neufassung des elterlichen Sorgerechts 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Henze r Dr. 
Fuchs, Frau Stommel, Hussing und Genossen 
- Drucksache VI/ 1946 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Welche grundssätzlichen Überlegungen haben die Bundesregie- 
rung dazu bewogen, eine Neuordnung des elterlichen Sorge- 
rechtes vorzubereiten? 

Die Änderung einiger Vorschriften über das elterliche Sorge- 
recht ist dringend erforderlich, um dem Kindeswohl und Kindes- 
recht stärker als bisher Geltung zu verschaffen. So hat u. a. der 
Bundesrat in seiner Stellungnahme zum Regierungsentwurf 
eines Gesetzes über die rechtliche Stellung der unehelichen 
Kinder (Drucksache V/2370 S. 104) eine Neufassung der §§ 1628, 
1629 und 1666 BGB gefordert. Für besonders wichtig halte ich 
eine Verbesserung der Lage der gefährdeten Kinder und 
Jugendlichen. Im übrigen halte ich es auch für geboten, den 
nicht mehr zeitgemäßen Begriff „elterliche Gewalt" in der Ge- 
setzessprache durch einen neuen Begriff zu ersetzen, der das 
Recht und die Pflicht der Eltern zur Sorge für die Kinder deut- 
licher zum Ausdruck bringt. 


2. Welche Paragraphen des 5. Titels des BGB „Elterliche Gewalt 
über eheliche Kinder" gedenkt die Bundesregierung zu ändern? 
Denkt sie auch an eine Neufassung der §§ 1626 und 1634 BGB? 

Im Zuge der Neuordnung des elterlichen Sorgerechts werden 
alle Vorschriften des 5. Titels des 2. Abschnitts im 4. Buche des 
BGB (§§ 1626 bis 1698 b) zu überprüfen sein. In erster Linie 
kommt eine Änderung der §§ 1626, 1628, 1629, 1666, 1671 und 
1681 in Betracht. 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 530? Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache VI/2021 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


3. Wie stellt sich die Bundesregierung eine „Objektivierung" der 
jeweiligen Voraussetzungen des § 1666 BGB konkret vor? 
Denkt man an eine Zuständigkeitsverlagerung von den Vor- 
mundschaftsgerichten auf die Jugendämter? 

Der Vorschlag zu § 1666 wird unter Beachtung der Vorschriften 
des Grundgesetzes über das Elternrecht in der Weise gefaßt 
werden, daß das Vormundschaftsgericht einen Eingriff in das 
elterliche Sorgerecht auch ohne Verschulden der Eltern vor- 
nehmen kann. Die im einzelnen anzustellenden Erwägungen 
sind noch nicht abgeschlossen. Eine grundsätzliche Änderung 
der Zuständigkeiten des Vormundschaftsgerichts wird im Zu- 
sammenhang mit der Neuregelung der elterlichen Gewalt vor- 
aussichtlich nicht vorgeschlagen werden. 


4. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung zur Berück- 
sichtigung des Wohles des Kindes im neuen Ehescheidungs- 
recht entwickelt? 

Bei der Verteilung des elterlichen Sorgerechts, die in § 1671 
BGB geregelt ist, wird nicht mehr das Verschulden der Eltern an 
der Zerrüttung der Ehe, sondern allein das Wohl des Kindes 
maßgebend sein. Die dahin gehenden Vorschläge des Dis- 
kussionsentwurfs zur Reform des Rechts der Ehescheidung und 
der Scheidungsfolgen werden insoweit übernommen werden. 
Ferner wird erwogen, dem Kinde, etwa vom 14. Lebensjahre an, 
ein Recht auf Anhörung zu geben. Zu dieser Frage wird in 
einem Zweiten Gesetz zur Reform des Eherechts (Verfahrens- 
recht) ein Vorschlag gemacht werden. 


Gerhard Jahn 



